
SAP SATZUNG 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 



2  

 



3  

I. Allgemeine Vorschriften 
§ 1 Firma, Sitz und Dauer der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft führt die Firma: SAP SE. 

2. Sitz der Gesellschaft ist Walldorf, Deutschland. 

3. Die Dauer der Gesellschaft ist auf eine bestimmte Zeit nicht beschränkt. 

 
§ 2  Gegenstand des Unternehmens 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die unmittelbare oder mittelbare Tätigkeit auf dem 
Gebiet der Entwicklung, der Herstellung und des Vertriebs von Erzeugnissen und 
der Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen 
der Informationstechnologie und der Telekommunikation, insbesondere in folgenden 
Bereichen: 

- Entwicklung und Vertrieb integrierter Produkt- und Dienstleistungs- 
lösungen im E-Commerce; 

- Entwicklung von Software und Cloud-Lösungen und deren 
Nutzungsüberlassung an Dritte; 

- Organisations- und Einsatzberatung sowie Schulungen der Anwender von 
Software und Cloud-Lösungen; 

- Vertrieb, Verpachtung, Vermietung oder Vermittlung jeglicher sonstiger 
Nutzungsmöglichkeiten von EDV-Anlagen und einschlägigem Zubehör; 

- kapitalmäßige Beteiligung an Unternehmen, die im Rahmen des Unter- 
nehmensgegenstands tätig sind, zur Förderung der Eröffnung und 
Erweiterung internationaler Märkte in diesen Bereichen. 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, auf sämtlichen unter Abs. 1 genannten Geschäfts-
gebieten selbst tätig zu werden oder solche Aufgaben verbundenen Unternehmen 
i.S.d. §§ 15 ff. AktG zu übertragen; sie ist insbesondere berechtigt, ihren Betrieb ganz 
oder teilweise in solche Unternehmen auszugliedern. Sie ist zur Errichtung von 
Zweigniederlassungen im In- und Ausland, zur Gründung, zum Erwerb und zur 
Beteiligung an anderen Unternehmen gleicher oder verwandter Art sowie zum 
Abschluss von Unternehmenskooperations- und lnteressengemeinschaftsverträgen 
berechtigt. Die Gesellschaft ist weiter berechtigt, sich vornehmlich zur Anlage von 
Finanzmitteln an Unternehmen jeder Art zu beteiligen. Die Gesellschaft kann 
Beteiligungen veräußern und Unternehmen, an denen sie beteiligt ist, unter 
einheitlicher Leitung zusammenfassen und Unternehmensverträge mit ihnen 
schließen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. 

3. Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die mit dem 
Unternehmensgegenstand zusammenhängen oder ihm unmittelbar oder 
mittelbar zu dienen geeignet sind. 
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§ 3 Bekanntmachungen und Informationsübermittlung 

1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, soweit gesetzlich nicht anders 
vorgesehen, ausschließlich im Bundesanzeiger. Soweit das Gesetz vorsieht, 
dass den Aktionären Erklärungen oder Informationen zugänglich gemacht 
werden, ohne hierfür eine bestimmte Form vorzugeben, genügt das Einstellen 
auf die Internetseite der Gesellschaft. 

2. Informationen an die Aktionäre der Gesellschaft können im Rahmen des 
gesetzlich Zulässigen auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 

 

II. Grundkapital und Aktien 
§ 4  Grundkapital 

1. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 1.228.504.232 und ist eingeteilt in 
Stück 1.228.504.232 Aktien. Das Grundkapital ist erbracht worden im Wege der 
Umwandlung der SAP AG in eine Europäische Gesellschaft (SE). 

2. Die Aktien sind Stückaktien. Sie lauten auf den Inhaber. 

3. Die Form der Aktienurkunden, der Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine sowie 
von Schuldverschreibungen und Zinsscheinen setzt der Vorstand mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats fest. Die Gesellschaft kann Einzelaktien in Aktienurkunden 
zusammenfassen, die eine Mehrheit von Aktien verbriefen (Sammelaktien). Der 
Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 

4. Bei Ausgabe neuer Aktien kann der Beginn der Gewinnbeteiligung abweichend von § 
60 Abs. 2 AktG festgesetzt werden. 

5. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
bis zum 19. Mai 2025 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 250 Mio. 
gegen Bareinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital I). 
Die neuen Aktien sind den Aktionären zum Bezug anzubieten, wobei auch ein 
mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG genügt. Der 
Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge 
von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

Von der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts darf der Vorstand nur in 
einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige Betrag der neu 
ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreitet. 
Maßgebend für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Grundkapitalziffer, die im 
Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung besteht. Sollte zum 
Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist 
dieser Wert maßgebend. Auf die 10 %-Grenze ist es anzurechnen, falls während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu 
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ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der 
Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der 
Gesellschaft ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei 
das Bezugsrecht ausgeschlossen wird. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
Genehmigten Kapital I festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung 
der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des 
Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital I oder nach Ablauf der 
Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 
Genehmigten Kapital I anzupassen. 

6. Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis 
zum 19. Mai 2025 einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt EUR 250 Mio. 
gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Ausgabe von neuen, auf den Inhaber lautenden 
Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II). Dem gesetzlichen Bezugsrecht 
der Aktionäre kann durch ein mittelbares Bezugsrecht im Sinne des § 186 Abs. 5 
Satz 1 AktG genügt werden. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche 
Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 

- für Spitzenbeträge; 

- soweit es erforderlich ist, um den Inhabern und/oder Gläubigern von Wandlungs- 
und/oder Optionsrechten bzw. den Schuldnern von Wandlungs- und/oder 
Optionspflichten aus Schuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder 
einem Konzernunternehmen ausgegeben worden sind, ein Bezugsrecht auf neue 
Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- 
und/oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- und/oder 
Optionspflichten zustände; 

- bei Barkapitalerhöhungen, wenn gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der 
Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der Börse 
gehandelten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 
endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet 
und der anteilige Betrag der neu ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des 
Grundkapitals nicht überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 10 %-
Grenze ist die Grundkapitalziffer, die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über 
diese Ermächtigung besteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der 
Ermächtigung die Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgebend. 
Auf die 10 %-Grenze ist es anzurechnen, falls während der Laufzeit dieser 
Ermächtigung bis zu ihrer Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur 
Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe 
von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zu 
ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das Bezugsrecht gemäß oder 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 ausgeschlossen wird; 



6  

- bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen zur Gewährung von Aktien im 
Rahmen des Zusammenschlusses mit anderen Unternehmen oder des Erwerbs 
von Unternehmen, Teilen von Unternehmen oder Beteiligungen an Unternehmen 
oder von sonstigen einlagefähigen Vermögensgegenständen; 

- zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend), bei der den 
Aktionären angeboten wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise (ganz oder 
teilweise) als Sacheinlage gegen Gewährung neuer Aktien aus dem 
Genehmigten Kapital II in die Gesellschaft einzulegen. 

Von den vorstehenden Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts darf 
der Vorstand nur in einem solchen Umfang Gebrauch machen, dass der anteilige 
Betrag der neu ausgegebenen Aktien insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreitet. Maßgebend für die Berechnung der 10 %- Grenze ist die 
Grundkapitalziffer, die im Zeitpunkt der Beschlussfassung über diese Ermächtigung 
besteht. Sollte zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung die 
Grundkapitalziffer niedriger sein, ist dieser Wert maßgebend. Auf die 10 %-Grenze 
ist es anzurechnen, falls während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zu ihrer 
Ausnutzung von anderen Ermächtigungen zur Ausgabe von Aktien der Gesellschaft 
oder zur Ausgabe von Rechten, die den Bezug von Aktien der Gesellschaft 
ermöglichen oder zu ihm verpflichten, Gebrauch gemacht und dabei das 
Bezugsrecht ausgeschlossen wird. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen aus dem 
Genehmigten Kapital II festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die 
Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der 
Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital II oder nach 
Ablauf der Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapital- 
erhöhung aus dem Genehmigten Kapital II anzupassen. 

7. Das Grundkapital ist um weitere bis zu EUR 100 Mio. durch Ausgabe von bis zu 
Stück 100 Mio. auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital I). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 
Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder Optionsscheinen 
aus Optionsschuldverschreibungen, die von der SAP SE oder deren unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 12. Mai 2021 
bis zum 11. Mai 2026 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten Gebrauch machen bzw. ihre Wandlungs- oder Optionspflichten 
erfüllen und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 
Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend 
bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Wandlungs- 
bzw. Optionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, 
in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw. bei Erfüllung 
der Wandlungs- oder Optionspflicht entstehen, am Gewinn teil. Der Vorstand ist 
ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzusetzen. 
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III. Verfassung und Verwaltung der Gesellschaft 
§ 5  Organe 

Organe der Gesellschaft sind: 

a) Vorstand (das Leitungsorgan), 
b) Aufsichtsrat (das Aufsichtsorgan), 
c) Hauptversammlung. 

 

 

Der Vorstand 
§ 6  Zusammensetzung des Vorstands 

1. Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen. Der Aufsichtsrat kann eine 
höhere Zahl an Vorstandsmitgliedern bestimmen. Die Bestellung von 
stellvertretenden Mitgliedern des Vorstands ist zulässig. Diese haben in Bezug 
auf die Vertretung der Gesellschaft nach außen dieselben Rechte wie die 
ordentlichen Mitglieder des Vorstands. 

2. Die Bestellung der ordentlichen Vorstandsmitglieder und der stellvertretenden 
Vorstandsmitglieder, der Abschluss der Anstellungsverträge sowie der Widerruf der 
Bestellung erfolgen durch den Aufsichtsrat, ebenso die Ernennung eines Mitglieds 
des Vorstands zum Vorstandsvorsitzenden sowie eines weiteren Vorstandsmitglieds 
zum stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden oder weiterer Vorstandsmitglieder zu 
stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden. 

3. Die Bestellung der ordentlichen Vorstandsmitglieder und der stellvertretenden 
Vorstandsmitglieder erfolgt für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren. 
Wiederbestellungen sind zulässig. 

 
§ 7 Geschäftsordnung und Beschlussfassung des Vorstands 

1. Der Vorstand gibt sich einstimmig seine eigene Geschäftsordnung, wenn nicht 
der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt. 

2. Die Beschlüsse des Vorstands werden, soweit nicht Gesetz oder Satzung etwas 
anderes zwingend vorschreiben, mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst. Bei Stimmengleichheit gibt, sofern ein solcher bestellt ist, die Stimme des 
Vorstandsvorsitzenden den Ausschlag. 

3. Der Vorstand ist, soweit nicht Gesetz oder Satzung etwas anderes zwingend 
vorschreiben, beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnimmt. 
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§ 8  Gesetzliche Vertretung der Gesellschaft 

Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten 

a) durch zwei Vorstandsmitglieder 
b) durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen. 

 
§ 9 Beschränkung der Geschäftsführungsbefugnis des Vorstands 

Der Vorstand ist der Gesellschaft gegenüber verpflichtet, die Beschränkungen 
einzuhalten, die die Satzung oder der Aufsichtsrat für den Umfang seiner Ge- 
schäftsführungsbefugnis festgesetzt hat oder die sich aus einem Beschluss der 
Hauptversammlung nach § 119 AktG ergeben. 

 

 

Der Aufsichtsrat 
§ 10  Zusammensetzung, Amtsdauer 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus achtzehn Mitgliedern. Neun Mitglieder werden als 
Vertreter der Anteilseigner von der Hauptversammlung ohne Bindung an 
Wahlvorschläge gewählt. Neun Mitglieder werden als Vertreter der Arbeitnehmer 
vom SE-Betriebsrat nach Maßgabe der gemäß dem Gesetz über die Beteiligung 
der Arbeitnehmer in einer europäischen Gesellschaft (SE-Beteiligungsgesetz – 
SEBG) geschlossenen Vereinbarung über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
(Beteiligungsvereinbarung) bestellt. Zugleich mit der Wahl bzw. Bestellung der 
Aufsichtsratsmitglieder können für diese Ersatzmitglieder gewählt bzw. bestellt 
werden. Wiederbestellungen sind zulässig. 

2. Die Wahl bzw. Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt, sofern dabei 
nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, bis zur Beendigung der ordentlichen 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach 
dem Beginn der Amtszeit beschließt. Das Jahr, in welchem die Amtszeit beginnt, 
wird nicht mitgerechnet. Die Amtszeit endet in jedem Fall spätestens nach 
sechs Jahren. 

3. Abweichend von Abs. 1 und 2 gilt für den ersten Aufsichtsrat im Hinblick auf die 
Vertreter der Arbeitnehmer, wie in der Beteiligungsvereinbarung vorgesehen, das 
Folgende: Die ersten Vertreter der Arbeitnehmer im ersten Aufsichtsrat sind durch 
die Beteiligungsvereinbarung bestellt. Ihre Amtszeit endet mit Beendigung der 
ordentlichen Hauptversammlung 2015. Die Amtsperiode der im Anschluss an diese 
Amtsperiode bestellten, nachfolgenden Vertreter der Arbeitnehmer im ersten 
Aufsichtsrat der SAP SE endet zeitgleich mit der Amtsperiode der amtierenden 
Vertreter der Anteilseigner im ersten Aufsichtsrat. Alsdann gilt Abs. 2 auch für die 
Amtszeit der Vertreter der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat. 
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4. Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Aufsichtsrats können ihr Amt durch 
eine an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder an den Vorstand zu richtende 
schriftliche Erklärung unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen niederlegen. Aus 
wichtigem Grund kann die Niederlegung mit sofortiger Wirkung erfolgen. 

5. Die Wahl eines Nachfolgers für einen ausgeschiedenen Vertreter der Anteilseigner, 
für den ein Ersatzmitglied nicht nachrückt, erfolgt, sofern dabei nicht in den Grenzen 
von Abs. 2 eine längere Amtszeit bestimmt wird, für den Rest der Amtszeit des 
Ausgeschiedenen. Für die Bestellung eines Nachfolgers für ausgeschiedene 
Arbeitnehmervertreter, für den ein Ersatzmitglied nicht nachrückt, gilt nach 
Maßgabe der Beteiligungsvereinbarung Entsprechendes. 

 
§ 11  Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 

1. Der Aufsichtsrat hat alle Aufgaben und Rechte, die ihm durch das Gesetz, die Satzung 
oder in sonstiger Weise zugewiesen werden. Dem Aufsichtsrat steht neben dem 
Vorstand das Recht zu, die Hauptversammlung einzuberufen. 

2. Der Aufsichtsrat ist zur Vornahme von Satzungsänderungen berechtigt, die nur 
die Fassung betreffen. 

3. Der Aufsichtsrat hat zu jeder Zeit das Recht, die gesamte Geschäftsführung des 
Vorstands zu überwachen und demgemäß alle Bücher und Schriften sowie die 
Vermögensgegenstände der Gesellschaft einzusehen und zu prüfen. 

4. Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat laufend mindestens in dem vom Gesetz 
festgelegten Umfang zu berichten. 

5. Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden und ihnen – soweit 
gesetzlich zulässig – auch Entscheidungsbefugnisse übertragen. 

6. Die folgenden Geschäfte bedürfen der vorherigen Zustimmung des 
Aufsichtsrats: 

- Verabschiedung der Jahresplanung des Konzerns, wobei diese zumindest das 
Budget, den Investitionsplan und die Liquiditätsplanung umfasst; 

- Investitionen in Sachanlagen oder in das immaterielle Anlagevermögen, die 
entweder im Investitionsplan des Geschäftsjahrs nicht vorgesehen sind und 
alleine oder mit anderen ebenfalls nicht vorgesehenen Investitionen ein 
voraussichtliches Volumen von mehr als 10 % des Gesamtvolumens des letzten 
Investitionsplans haben, oder die zwar im Investitionsplan enthalten sind, deren 
im Investitionsplan vorgesehenes Volumen jedoch derart überschritten wird, 
dass die Überschreitung – gegebenenfalls auch zusammen mit entsprechenden 
Planüberschreitungen anderer Investitionen desselben Geschäftsjahrs – mehr 
als 10 % des Gesamtvolumens des letzten Investitionsplans beträgt; 
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- Erwerb und Veräußerung von Unternehmen, Unternehmensbeteiligungen und 
Unternehmensteilen, sofern im Einzelfall der (zu erwartende) Erwerbs- oder 
Veräußerungspreis 0,6 % der Bilanzsumme der letzten vom Aufsichtsrat 
gebilligten Konzernbilanz überschreitet; dies gilt nicht für den Erwerb und die 
Veräußerung innerhalb des Konzerns; 

- Eingehen von Finanzverbindlichkeiten gegenüber konzernfremden Unter- 
nehmen, sofern entweder die einzelne Finanzverbindlichkeit ein Volumen von 
mehr als 1,0 % der Bilanzsumme der letzten vom Aufsichtsrat gebilligten 
Konzernbilanz aufweist, oder sofern durch das Eingehen der Verbindlichkeit die 
konzernweite Summe aller ohne Aufsichtsratszustimmung eingegangener und 
noch nicht zurückgezahlter Finanzverbindlichkeiten über 3,0 % der 
Bilanzsumme der letzten vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernbilanz liegt; 

- Abschluss und Änderung von solchen Verträgen, die nach Gesetz oder 
Satzung der Zustimmung der Hauptversammlung bedürfen. 

Der Aufsichtsrat kann – soweit gesetzlich zulässig – die Zustimmungsentscheidung 
betreffend die vorgenannten Geschäfte generell oder im Einzelfall auf einen Ausschuss 
übertragen. Der Aufsichtsrat kann weitere Arten von Geschäften des Vorstands von der 
Zustimmung des Aufsichtsrats abhängig machen. 

 
§ 12  Willenserklärungen des Aufsichtsrats 

1. Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden namens des 
Aufsichtsrats durch den Vorsitzenden oder, im Falle seiner Verhinderung, durch 
dessen Stellvertreter abgegeben. 

2. Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegenüber 
Gerichten und Behörden sowie gegenüber dem Vorstand, ist der Vorsitzende 
oder, im Falle seiner Verhinderung, dessen Stellvertreter. 

 
§ 13 Vorsitzender und Stellvertreter 

1. Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der alle von der Hauptversammlung zu 
wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine 
Aufsichtsratssitzung statt, zu der es einer besonderen Einladung nicht bedarf. In 
dieser Sitzung wählt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte für die Dauer seiner Amtszeit 
einen Vorsitzenden und einen oder zwei Stellvertreter. Bei der Wahl des 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats übernimmt das an Lebensjahren älteste Mitglied 
der Anteilseignervertreter des Aufsichtsrats den Vorsitz; § 14 Abs. 6 Satz 3 findet 
entsprechende Anwendung. 

2. Zum Vorsitzenden des Aufsichtsrats kann nur ein Vertreter der Anteilseigner bestellt 
werden. 

3. Ist der Aufsichtsratsvorsitzende an der Ausübung seines Amtes verhindert, so tritt 
sein Stellvertreter an die Stelle des Vorsitzenden. § 14 Abs. 6 Satz 4 und § 20 Abs. 
1 bleiben unberührt. 
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4. Scheiden der Vorsitzende oder ein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat 
der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für den Ausgeschiedenen vorzunehmen. 

 
§ 14 Einberufung und Beschlussfassung 

1. Der Aufsichtsrat gibt sich mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder seine 
eigene Geschäftsordnung. Für die Einberufung, Beschlussfähigkeit und 
Beschlussfassung gelten die nachfolgenden Bestimmungen; in der 
Geschäftsordnung können hierzu ergänzende Bestimmungen getroffen werden. 

2. Die Sitzungen des Aufsichtsrates werden durch den Vorsitzenden mit einer Frist 
von vierzehn Tagen schriftlich oder in Textform per Brief, E-Mail oder Telefax 
einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der 
Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. 
In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen und die Sitzung auch 
mündlich, fernmündlich oder auf einem anderen geeigneten elektronischen Weg 
einberufen. 

3. Die Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse finden in der Regel als 
Präsenzsitzungen statt. Der Aufsichtsrat kann in seiner Geschäftsordnung 
vorsehen, dass die Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse auch in 
Form einer Videokonferenz abgehalten werden können oder dass einzelne 
Aufsichtsratsmitglieder im Wege der Videoübertragung zugeschaltet werden 
können mit der Maßgabe, dass in diesen Fällen auch die Beschlussfassung im 
Wege der Videokonferenz bzw. Videoübertragung erfolgen kann. 

4. Der Aufsichtsrat kann in seiner Geschäftsordnung vorsehen, dass eine 
Beschlussfassung des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse außerhalb von 
Sitzungen durch Einholung von schriftlichen oder fernmündlichen Stimm- 
abgaben oder von Stimmabgaben per Videokonferenz oder mit Hilfe anderer 
elektronischer Medien (z.B. per E-Mail oder Telefax) zulässig ist. 

5. An den Sitzungen des Aufsichtsrats können die Mitglieder des Vorstands teilnehmen, 
soweit nicht der Aufsichtsrat oder dessen Vorsitzender im Einzelfall etwas anderes 
bestimmt. 

6. Der Aufsichtsrat ist, soweit nicht Gesetz oder Satzung etwas anderes zwingend 
vorschreiben, beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder an der 
Beschlussfassung teilnehmen. Die Beschlüsse bedürfen der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen, soweit nicht Gesetz oder Satzung etwas anderes 
zwingend vorschreiben. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden 
und bei dessen Nichtteilnahme an der Beschlussfassung die Stimme des 
Stellvertreters, sofern dieser ein Vertreter der Anteilseigner ist, den Ausschlag 
(Stichentscheid). 
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§ 15 Verschwiegenheitspflicht 

1. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit bekannt 
geworden sind, haben die Aufsichtsratsmitglieder Stillschweigen zu bewahren. Bei 
Sitzungen des Aufsichtsrats anwesende Personen, die nicht Aufsichts- 
ratsmitglieder sind, sind zur Verschwiegenheit ausdrücklich zu verpflichten. 

2. Beabsichtigt ein Aufsichtsratsmitglied, Informationen an Dritte weiterzugeben, so hat 
es dies dem Aufsichtsrat und dem Vorstand zuvor unter Bekanntgabe der Personen, 
an die die Information erfolgen soll, mitzuteilen. Dem Aufsichtsrat und dem Vorstand 
ist vor Weitergabe der Informationen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, ob 
die Weitergabe der Information mit Abs. 1 vereinbar ist. Die Stellungnahme wird durch 
den Vorsitzenden des Aufsichtsrats und den Vorstandsvorsitzenden oder 
Vorstandssprecher abgegeben. 

3. An die in den vorstehenden Absätzen geregelte Verschwiegenheitspflicht sind 
die Aufsichtsratsmitglieder auch nach ihrem Ausscheiden gebunden. 

 
§ 16 Vergütung 

1. Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Grundvergütung von EUR 
165.000. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält eine jährliche Grundvergütung 
von EUR 600.000 und jeder Stellvertreter von EUR 220.000. 

2. Für die Mitgliedschaft im Prüfungsausschuss erhalten die Aufsichtsrats- 
mitglieder zusätzlich zu ihrer Grundvergütung eine Vergütung von jährlich EUR 
50.000 und für die Mitgliedschaft in einem anderen Ausschuss des Aufsichtsrats 
EUR 35.000, der Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine Vergütung von 
jährlich EUR 95.000 und der Vorsitzende eines anderen Ausschusses EUR 
50.000. Falls für einen Ausschuss ein stellvertretender Ausschussvorsitzender 
berufen wird, beträgt dessen zusätzliche Vergütung jährlich EUR 43.500, im 
Prüfungsausschuss jährlich EUR 72.500. Sämtliche Zusatzvergütungen für den 
Vorsitz, einen etwaigen stellvertretenden Vorsitz und die Mitgliedschaft in einem 
Ausschuss gemäß diesem Abs. 2 fallen nur an, wenn der jeweilige Ausschuss im 
Geschäftsjahr getagt hat. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält für den 
Vorsitz in Ausschüssen und für Mitgliedschaften in Ausschüssen keine 
zusätzliche Vergütung. 

3. Sofern der Aufsichtsrat einen Lead Independent Director ernennt, erhält der Lead 
Independent Director zusätzlich zu seiner Grundvergütung und zusätzlich zu 
seiner Vergütung für etwaige Mitgliedschaften in Ausschüssen eine Vergütung von 
jährlich EUR 50.000. 

7. Aufsichtsratsmitglieder, die nicht während des gesamten Geschäftsjahres im Amt 
waren, erhalten für jeden angefangenen Monat ihrer Tätigkeit ein Zwölftel der 
Vergütung. Entsprechendes gilt für die erhöhte Vergütung für den Vorsitzenden und 
den oder die Stellvertreter gemäß Abs. 1 Satz 2, für die Vergütung für den Vorsitz, 
einen etwaigen stellvertretenden Vorsitz und die Mitgliedschaft in einem Ausschuss 
gemäß Abs. 2 sowie für die zusätzliche Vergütung für den Lead Independent 
Director gemäß Abs. 3. 
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4.  Die Vergütung ist nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbar. 

1. Die Vergütung versteht sich zuzüglich einer etwaigen darauf gesetzlich 
entfallenden Umsatzsteuer. 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von 
dieser in angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflicht-
versicherung einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämien hierfür 
entrichtet die Gesellschaft. 

 
 

Die Hauptversammlung 
§ 17 Einberufung der Hauptversammlung 

1. Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft, an einem Ort im Umkreis 
von 50 km um den Sitz der Gesellschaft oder in einer Stadt mit Sitz einer deutschen 
Wertpapierbörse in der Bundesrepublik Deutschland statt. Sollten der Abhaltung 
der Hauptversammlung an diesen Orten Schwierigkeiten begegnen, so kann sie 
vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat an einen anderen Ort einberufen werden. Der 
Hauptversammlungsort ist in der Einladung anzugeben. 

2. Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder durch den Aufsichtsrat 
einberufen. 

3. Die Einberufung der Hauptversammlung erfolgt durch einmalige Bekannt- 
machung im Bundesanzeiger mit den gesetzlich erforderlichen Angaben mit einer 
Frist von mindestens dreißig Tagen vor der Versammlung verlängert um die Tage 
der Anmeldefrist nach § 18 Abs. 2; dabei werden der Tag der Versammlung und 
der Tag der Einberufung nicht mitgerechnet. 

 
§ 18 Recht zur Teilnahme an der Hauptversammlung 

1. Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts 
sind diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung 
anmelden und der Gesellschaft ihren Anteilsbesitz nachweisen. 

2. Die Anmeldung muss in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sein und 
der Gesellschaft in Textform unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse 
mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen; dabei werden der Tag der 
Versammlung und der Tag der Anmeldung nicht mitgerechnet. In der Einberufung 
kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. 

3. Für den Nachweis des Anteilsbesitzes reicht ein Nachweis gemäß § 67c Abs. 3 
AktG aus. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 22. Tages vor der 
Hauptversammlung zu beziehen. Abs. 2 gilt für den Nachweis entsprechend. 
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4. Die Anwendbarkeit eines anderen, nach dem Gesetz zwingend eröffneten 
Anmelde- oder Nachweisverfahrens bleibt unberührt. 

5. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der Hauptver- 
sammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevoll- 
mächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder 
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. 

6. Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an 
der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer 
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). 

 
§ 19 Stimmrecht 

1. Je eine Aktie gewährt eine Stimme. 

2. Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 
Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der vom Gesetz bestimmten Form. In der 
Einberufung kann eine Erleichterung hiervon bestimmt werden. Diese Erleichterung 
kann auf Vollmachten an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter 
beschränkt werden. 

3. Solange Aktienurkunden nicht ausgegeben sind, werden in der Einladung zur 
Hauptversammlung die Bedingungen festgelegt, die von den Aktionären zum 
Nachweis ihres Stimmrechts zu erfüllen sind. 

 
§ 20 Vorsitz und Leitung der Hauptversammlung, Teilnahme von Vorstands- und 

Aufsichtsratsmitgliedern, Bild- und Tonübertragung 

1. Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats berufen. 
Im Falle seiner Verhinderung bestimmt er ein anderes Aufsichtsratsmitglied, das 
diese Aufgabe wahrnimmt. Ist der Vorsitzende verhindert und hat er niemanden zu 
seinem Vertreter bestimmt, so leitet die Hauptversammlung ein von den 
Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat gewähltes Aufsichtsratsmitglied. 

2. Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der 
Verhandlungsgegenstände sowie die Reihenfolge und die Form der 
Abstimmungen. Der Vorsitzende kann auch das Frage- und Rederecht der Aktionäre 
zeitlich angemessen beschränken; er kann insbesondere den zeitlichen Rahmen 
des Versammlungsverlaufs, der Aussprache zu den einzelnen Tages- 
ordnungspunkten sowie des einzelnen Frage- und Redebeitrags angemessen 
festsetzen. Das Ergebnis der Abstimmung kann im Subtraktionsverfahren durch 
Abzug der Ja- oder Nein-Stimmen und der Stimmenthaltung von den 
Stimmberechtigten zustehenden Stimmen ermittelt werden. 
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3. Die Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats sollen an der Haupt- 
versammlung persönlich teilnehmen. Ist einem Aufsichtsratsmitglied die 
Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung nicht möglich, weil es sich aus 
wichtigem Grund im Ausland aufhält, so kann es an der Hauptversammlung auch im 
Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. 

4. Der Vorstand ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Ton- 
übertragung der Versammlung zuzulassen. 

 
§ 20a Virtuelle Hauptversammlung 

1. Der Vorstand ist ermächtigt, für einzelne oder sämtliche bis zum Ablauf des 30. Juni 
2025 stattfindenden Hauptversammlungen vorzusehen, dass sie als virtuelle 
Hauptversammlungen ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer 
Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten werden. 

2. Die Mitglieder des Aufsichtsrats dürfen an einer virtuellen Hauptversammlung auch im 
Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen. Dies gilt nicht für den 
Versammlungsleiter, sofern dieser ein Mitglied des Aufsichtsrats ist. 

 
§ 21 Beschlussfassung der Hauptversammlung 

1. Beschlüsse der Hauptversammlung bedürfen der Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen, soweit nicht Gesetz oder Satzung eine größere Mehrheit 
vorschreiben. 

2. Ein Beschluss der Hauptversammlung über die Änderung der Satzung bedarf 
einer Mehrheit von mindestens drei Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 
Für solche Satzungsänderungen, für die bei einer nach nationalem Recht 
gegründeten Aktiengesellschaft die einfache Mehrheit vorgeschrieben ist, ist jedoch, 
sofern mindestens die Hälfte des gezeichneten Kapitals vertreten ist, die einfache 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen oder, wenn dieses Quorum nicht 
erreicht wird, die vom Gesetz vorgesehene Mehrheit ausreichend. 

 
§ 22  Niederschrift der Hauptversammlung 

1. Über die Verhandlungen in der Hauptversammlung wird eine notarielle 
Niederschrift aufgenommen und von dem Notar unterschrieben. 

2. Die Niederschrift hat für die Aktionäre sowohl untereinander als auch in 
Beziehung auf ihre Vertreter volle Beweiskraft. 

3. Eine Beifügung der Vollmachten zu der Niederschrift ist nicht erforderlich. 
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IV. Jahresabschluss und 
Verwendung des Bilanzgewinns 

§ 23 Geschäftsjahr, Geschäftsbericht, Jahresabschluss und 
Konzernabschluss, Entlastung des Vorstands und Aufsichtsrats, 
Verteilung des Bilanzgewinns 

1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist das 
Kalenderjahr, in dem die SAP SE in das Handelsregister der Gesellschaft 
eingetragen wird. 

2. Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres den Jahres-
abschluss und den Konzernabschluss sowie den Lagebericht und den 
Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen und dem 
Aufsichtsrat und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Zugleich hat der Vorstand dem 
Aufsichtsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für die 
Verwendung des Bilanzgewinns machen will. §§ 298 Abs. 3 und 315 Abs. 3 HGB 
bleiben unberührt. 

3. Der Jahresabschluss, der Konzernabschluss, der Lagebericht und der Konzern-
lagebericht, der Bericht des Aufsichtsrats gemäß § 171 Abs. 2 AktG sowie der 
Vorschlag des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns sind von der 
Einberufung an in den Geschäftsräumen der Gesellschaft zur Einsicht der 
Aktionäre auszulegen. Die Verpflichtungen nach Satz 1 bestehen nicht, wenn die 
dort bezeichneten Dokumente für denselben Zeitraum über die Internetseite der 
Gesellschaft zugänglich sind. 

4. Die Hauptversammlung beschließt alljährlich, nach Entgegennahme des gemäß § 
171 Abs. 2 AktG vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichts, in den ersten sechs 
Monaten des Geschäftsjahres über die Entlastung des Vorstands und Aufsichtsrats, 
über die Verwendung des Bilanzgewinns, über die Wahl des Abschlussprüfers und 
in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses 
und die Billigung des Konzernabschlusses. 

5. Vorstand und Aufsichtsrat sind ermächtigt, bei der Feststellung des Jahres- 
abschlusses den Jahresüberschuss, der nach Abzug der in die gesetzliche 
Rücklage einzustellenden Beträge und eines Verlustvortrages verbleibt, zum Teil 
oder ganz in die Gewinnrücklage einzustellen. Die Einstellung eines größeren Teils 
als der Hälfte des Jahresüberschusses ist nicht zulässig, soweit die anderen 
Gewinnrücklagen nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals übersteigen 
würden. 

8. Die Hauptversammlung kann anstelle einer Barausschüttung eine Verwendung des 
Bilanzgewinns im Wege einer Sachausschüttung beschließen. 
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V. Schlussbestimmungen 

§ 24 Gründungsaufwand 

1. Die Gesellschaft trägt den Aufwand der Gründung und Umwandlung in eine 
Aktiengesellschaft in Höhe von schätzungsweise DM 250.000,00 

2. Die Gesellschaft trägt den Aufwand der Gründung der SAP SE durch Umwandlung 
der SAP AG in eine Europäische Gesellschaft (SE) in Höhe von bis zu EUR 4 
Mio. 

 
 
 – Ende der Satzung – 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

SAP SE 
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